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Einleitung 

In den vergangen Jahren ist die Betrachtung von 

Schallimmissionen, welche während der Durchführung von 

Bauvorhaben entstehen, deutlich stärker in den Fokus der 

öffentlichen Wahrnehmung gerückt. 

Zur Beurteilung von baubedingten Schallimmissionen und 

zur Abwägung der Zumutbarkeit der Belästigung für 

Anwohner legt die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum 

Schutz gegen Baulärm (AVV Baulärm) Immissionsricht-

werte (IRW) fest. 

Betrachtet man ausschließlich die Immissionen, welche der 

Baubetrieb verursacht, so werden die Richtwerte der AVV 

Baulärm im innerstädtischen Bereich in der Regel 

überschritten. Besonders für Baustellen der Eisenbahn, bei 

denen nächtliche Arbeiten unabdingbar sind, verschärft sich 

die Thematik zunehmend.  

Eine Möglichkeit zur Relativierung des Konfliktes kann 

durch eine Betrachtung der Lärmvorbelastung erreicht 

werden. So werden an Bahnstrecken die 

Immissionsrichtwerte der AVV Baulärm durch den 

Zugverkehr oftmals deutlich überschritten. Aber auch 

Immissionen aus Straßenverkehr, Gewerbe und Fluglärm 

übersteigen in vielen Fällen die Immissionsrichtwerte für 

den Baulärm an den nächstgelegenen Nutzungen. Es liegt 

daher nahe, einen höheren Immissionsrichtwert für 

vorbelastete Gebiete anzusetzen. 

Vergleich der Immissionsrichtwerte mit den 

Grenz- und Auslösewerten der Lärmvorsorge 

und Lärmsanierung. 

Die Beurteilung von Baulärm erfolgt entsprechend § 66 

Abs. 2 BImSchG nach der Allgemeinen 

Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm – 

Geräuschimmissionen. Die AVV Baulärm konkretisiert für 

Geräuschimmissionen von Baustellen den unbestimmten 

Rechtsbegriff der schädlichen Umwelteinwirkungen und legt 

Immissionsrichtwerte (IRW) in Abhängigkeit von der 

baulichen Nutzung für den Tages- und Nachtzeitraum fest 

[1]. 

In Tabelle 1 werden die Immissionsrichtwerte der AVV 

Baulärm den Grenzwerten der Lärmvorsorge und den 

Auslösewerten der Lärmsanierung gegenüber gestellt.  

Wie zu erkennen ist, sind die Immissionsrichtwerte der AVV 

Baulärm deutlich niedriger als die Grenzwerte der 

Lärmvorsorge und die Auslösewerte der Lärmsanierung. Im 

Tageszeitraum sind die Immissionsrichtwerte der AVV 

Baulärm für Gebiete mit Wohnnutzung (MI, WA, WR) 4 dB 

bis 9 dB und im Nachtzeitraum 9 dB bis 14 dB unter den 

Grenzwerten der Lärmvorsorge. Ein Vergleich mit den 

Auslösewerten der Lärmsanierung im Tageszeitraum zeigt 

einem um 7 dB bis 9 dB verringerten Immissionsrichtwert 

der AVV Baulärm für Gebiete mit Wohnnutzung. Im 

Nachtzeitraum liegt der Immissionsrichtwert der AVV 

Baulärm um 14 dB bis 22 dB unter den Auslösewerten der 

Lärmsanierung für Gebiete mit Wohnnutzung. 

Tabelle 1: Vergleich der IRW der AVV Baulärm mit den 

Grenzwerten der Lärmvorsorge und den Auslösewerten der 

Lärmsanierung 

 

Vergleich der Emissionsquellen des 

Baubetriebes mit den Emissionsquellen der 

Lärmvorbelastung 

Betrachtet man typische Arbeitsgänge wie Gleisbauarbeiten 

mit einem Schallleistungsbeurteilungspegel von 111 dB(A) 

oder Rammarbeiten mit einem Schallleistungs-

beurteilungspegel von 126 dB(A), so treten für die 

Gleisarbeiten im Nachtzeitraum Überschreitungen der 

Immissionsrichtwerte für allgemeine Wohngebiete in einem 

Umkreis von bis zu 730 m bzw. für reine Wohngebiete in 

einem Umkreis von bis zu 1150 m auf. Für Rammarbeiten 

vergrößert sich der Korridor innerhalb dessen 

Richtwertüberschreitungen auftreten auf bis zu 2,6 km für 

allgemeine Wohngebiete und 3,7 km für reine Wohngebiete 

(freie Schallausbreitung). 

Zu den typischen Emissionsquellen der Lärmvorbelastungen 

zählen der Straßen-, Schienen-, und Flugverkehr sowie 

gewerbliche Betriebe. In der Regel übersteigen insbesondere 

die Schallimmissionen aus dem Straßen- und 

Schienenverkehr die Immissionsrichtwerte der AVV 

Baulärm deutlich. Für eine durchschnittlich befahrene 

innerörtliche Bundesstraße (50 km/h) mit täglichen einer 

Verkehrsstärke von max. 10000 Fahrzeugen werden die 

Immissionsrichtwerte im Nachtzeitraum bis zu einem 

Abstand von bis zu 360 m für allgemeine und bis zu einem 

Abstand von 620 m für reine Wohngebiete überschritten.  

An Bahnstrecken wird der Immissionsrichtwert der AVV 

Baulärm im Nachtzeitraum bei einer Güterzugvorbeifahrt 

tags 

7-20 Uhr

nachts 

20-7 Uhr

tags 

6-22 Uhr

nachts 

22-6 Uhr
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6-22 Uhr
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Wohnungen
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(1 Lok und 22 Güterwagen, 100 km/h, Grauguss gebremst) 

in einem Abstand von bis zu 375 m für allgemeine und bis 

zu einem Abstand von 750 m für reine Wohngebiete nicht 

eingehalten. Für über 20 Güterzugvorbeifahrten werden die 

Immissionsrichtwerte der AVV Baulärm in annährend 

gleichen Abständen wie bei der Durchführung von 

Rammarbeiten überschritten. 

Eine Anhebung der Immissionsrichtwerte scheint ausgehend 

von diesen Vergleichen konsequent. 

Das Bundesverwaltungsgericht urteilte zum Bau der 

U-Bahnlinie 5 in Berlin [3] dahingehend, dass im Grundsatz 

eine Anhebung der Immissionsrichtwerte in Betracht 

kommt, sofern sich eine Lärmvorbelastung im Umfeld der 

Baustelle feststellen lässt, welche im Mittel über den 

Immissionsrichtwerten der AVV Baulärm liegt. In der 

AVV Baulärm ist festgelegt, dass von Maßnahmen zur 

Lärmminderung abgesehen werden kann, soweit durch den 

Betrieb von Baumaschinen, infolge nicht nur gelegentlich 

einwirkender Fremdgeräusche, keine zusätzlichen 

Belästigungen eintreten. 

Bestimmung des durch Lärmvorbelastung 

erhöhten Immissionsrichtwertes für 

baubedingte Schallimmissionen 

Es ist anzunehmen, dass die Höhe der Schallimmissionen 

der Lärmvorbelastung für den Anwohner eine gewohnte 

ganzjährige Geräuschquelle darstellt.  

Während der Bautätigkeiten können sich die 

Geräuschquellen der Lärmvorbelastung räumlich und/oder 

zeitlich verändern. Beispielsweise kann die Sperrung einer 

Straße oder Bahnstrecke dazu führen, dass die 

Schallimmissionen, welche aus der Lärmvorbelastung 

resultieren, sich deutlich vermindern. Alternativ kann 

beispielsweise die Umleitung einer Straße, die 

Geräuschquelle von einem in ein anderes Wohngebiet 

verlagern. 

Werden Bautätigkeiten innerhalb eines durch 

Lärmvorbelastung gekennzeichneten Gebietes durchgeführt, 

dürfen die baubedingten Schallimmissionen keine 

zusätzliche Immissionsbelastung für den Anwohner 

verursachen.  

Unter Berücksichtigung dieser Bedingung lässt sich der 

durch Lärmvorbelastung erhöhte Immissionsrichtwert für 

baubedingte Schallimmissionen (IRW*) durch energetische 

Addition (⨁)  an einem beliebigen Immissionsort 
folgendermaßen bestimmen: 

𝐼𝑅𝑊∗⨁ ∑ 𝑃 𝑚𝑖𝑡 𝐵𝑎𝑢.
𝑉𝑜𝑟𝑏𝑒𝑙. ≲  ∑ 𝑃 𝑜ℎ𝑛𝑒 𝐵𝑎𝑢.

𝑉𝑜𝑟𝑏𝑒𝑙.  in dB(A) (1) 

IRW*:  erhöhter Immissionsrichtwert 

∑ 𝑃 
𝑚𝑖𝑡 𝐵𝑎𝑢.
𝑉𝑜𝑟𝑏𝑒𝑙. :   Summe alle Immissionen aus der 

Lärmvorbelastung zum Zeitpunkt der 

Baumaßnahme 

∑ 𝑃 
𝑜ℎ𝑛𝑒 𝐵𝑎𝑢.
𝑉𝑜𝑟𝑏𝑒𝑙. : Summe alle Immissionen aus der 

Lärmvorbelastung zum Zeitpunkt vor der 

Baumaßnahme 

Dabei wird der erhöhte Immissionsrichtwert (IRW*) für den 

Immissionsort nur berücksichtigt, sofern gilt: 

𝐼𝑅𝑊∗ >  𝐼𝑅𝑊 (𝐴𝑉𝑉 𝐵𝑎𝑢𝑙ä𝑟𝑚)  
𝑠𝑜𝑛𝑠𝑡 𝐼𝑅𝑊∗ = 𝐼𝑅𝑊 (𝐴𝑉𝑉 𝐵𝑎𝑢𝑙ä𝑟𝑚) 

in dB(A) (2) 

Der erhöhte Immissionsrichtwert IRW* wird auch als 

fachplanerische Zumutbarkeitsschwelle bezeichnet. 

In der Praxis ist die Bestimmung des Immissionsrichtwertes 

nach Gleichung (1) zeitaufwändig, da zum einen zwei 

Berechnungsmodelle zur Ermittlung der Vorbelastung mit 

und ohne Baumaßnahme erstellt und miteinander verrechnet 

werden müssen, zum anderen zur Bestimmung des 

Vorbelastungspegels mit Baumaßnahme oft die notwendigen 

Informationen über Änderungen der Verkehrs- oder 

Zugzahlen fehlen. 

In den meisten Fällen reicht es jedoch aus die Situation auf 

zwei Fälle zu reduzieren. Bei diesen zwei Fällen kann der 

erhöhte Immissionsrichtwert IRW* bestimmt werden, indem 

man nur noch den Immissionspegel der Vorbelastung ohne 

Baumaßnahme berechnet. 

Im ersten Fall hat die Baumaßnahme keinen Einfluss auf die 

Quellen der Lärmvorbelastung. Daraus folgt, dass der Pegel 

der Vorbelastung zum Zeitpunkt der Baumaßnahme dem 

Pegel der Vorbelastung vor der Bauzeit entspricht. Der 

Baulärm darf in diesem Fall nicht zu einer relevanten 

Erhöhung der Lärmsituation für den Anwohner führen. Für 

den angehobenen Immissionsrichtwert IRW* gilt dann 

annährend folgende Bedingung: 

𝐼𝑅𝑊∗ = ∑ 𝑃 𝑜ℎ𝑛𝑒 𝐵𝑎𝑢.
𝑉𝑜𝑟𝑏𝑒𝑙. − 10 𝑑𝐵 in dB(A) (3) 

Im zweiten Fall führt die Baumaßnahme zu einer kompletten 

Reduzierung der Vorbelastung (z.B. Sperrung eines 

Verkehrsweges). In diesem Fall kann das Lärmkontingent 

aus der Lärmvorbelastung vollständig durch den Baulärm 

ausgeschöpft werden. Der angehobene Immissionsrichtwert 

IRW* bestimmt sich zu: 

𝐼𝑅𝑊∗ = ∑ 𝑃 𝑜ℎ𝑛𝑒 𝐵𝑎𝑢.
𝑉𝑜𝑟𝑏𝑒𝑙.  

in dB(A) (4) 

Aus Gleichung (4) wird ersichtlich, dass insbesondere an 

starkbefahrenen Verkehrswegen der Immissionsrichtwert 

IRW* bei einer Vollsperrung deutlich über den 

Immissionsrichtwerten der AVV Baulärm liegen kann. 

Die Anwendung des erhöhten Immissionsrichtwertes IRW* 

nach Gleichung (3) und (4) geschieht dabei immer unter der 

Bedingung nach Gleichung (2). 

Praktische Anwendung am Fallbeispiel 

Das nachfolgende Beispiel stellt eine typische Bausituation 

innerhalb eines Ballungsraumes dar. Für die nächtliche 

Durchführung von Gleisarbeiten an einer Bahnstrecke 

werden die baubedingten  Schallimmissionen an den 

umliegenden Gebäuden bestimmt.  

Zur Berechnung wird ein akustisches Modell, bestehend aus 

den Gelände-, Schienen- und Straßendaten sowie 

Gebäudedaten aufgebaut, die bauliche Nutzung hinterlegt 

und die Quelle für den Baulärm (Gleisarbeiten) eingefügt. 
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In einem ersten Schritt wird die Anzahl der Gebäude 

ermittelt, an denen der Immissionsrichtwert der AVV 

Baulärm im Nachtzeitraum überschritten ist (siehe 

Abbildung 1). Aus der Berechnung ergibt sich, dass der 

Immissionsrichtwert der AVV Baulärm an 628 von 1500 

untersuchten Gebäuden überschritten wird. 

 

Abbildung 1: Rasterlärmkarte für Gleisarbeiten ohne 

Berücksichtigung der Lärmvorbelastung; graue Gebäude: 

keine Überschreitung des IRW; rote Gebäude: Überschreitung 

des IRW; Pegelangaben in dB(A) 

Anschließend wird für jedes Gebäude die Vorbelastung 

durch Schienen- und Straßenverkehr ohne Baumaßnahme 

bestimmt.  

Die Berechnung der Schallimmissionen erfolgt für den 

Schienenverkehr nach der Berechnungsvorschrift Schall 03 

(Anlage 2 der 16. BImschV) und für den Straßenverkehr 

nach der Berechnungsvorschrift RLS-90. Die 

Bezugszeiträume unterscheiden sich geringfügig von der 

AVV Baulärm, sind aber in erster Näherung repräsentativ. 

 

Abbildung 2: Berechnung der Lärmvorbelastung für die 

Umgebung der Baumaßnahme (gelber Kreis); grün: 

Straßenverkehr; schwarz: Schienenverkehr; Pegelangaben in 

dB(A) 

Nach Gleichung (3) und Gleichung (2) kann anschließend 

für jedes Gebäude der erhöhte Immissionsrichtwert IRW* 

bestimmt werden. Die Anzahl der Gebäude bei denen auch 

der erhöhte Immissionsrichtwert IRW* überschritten wird, 

reduziert sich auf 248 von 1500 untersuchten Gebäuden 

(siehe Abbildung 3). 

 

Abbildung 3: Rasterlärmkarte für Gleisarbeiten mit 

Berücksichtigung der Lärmvorbelastung aus Schienen- und 

Straßenverkehr; graue Gebäude: keine Überschreitung des 

IRW*; hellrote Gebäude: Überschreitung des IRW (AVV) aber 

Einhaltung des IRW*; dunkelrote Gebäude: Überschreitung 

des IRW*;  Hauptgebiete mit Überschreitung des IRW*: 

Überschreitung des IRW*: gelbe Kreise; Pegelangaben in 

dB(A) 

In einem weiteren Beispiel wird davon ausgegangen, dass 

die Gleisarbeiten an der Bahnstrecke zu einer Vollsperrung 

für den Schienenverkehr während der Bauzeit führen. Für 

die Lärmvorbelastung sind folglich nur noch die 

Schallimmissionen, welchen aus dem Straßenverkehr 

resultieren, relevant.  

 

Abbildung 4: Berechnung der Lärmvorbelastung für die 

Umgebung der Baumaßnahme (blauer Kreis) ohne 

Schienenverkehr; grün: Straßenverkehr; Pegelangaben in 

dB(A) 

Nach Gleichung (1) und Gleichung (2) wird der erhöhte 

Immissionsrichtwert IRW* ermittelt. Eine Überschreitung 

des erhöhten Immissionsrichtwertes IRW*  beschränkt sich 

auf 2 von 1500 untersuchten Gebäuden (siehe Abbildung 5). 
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Abbildung 5: Rasterlärmkarte für Gleisarbeiten mit 

Berücksichtigung der Lärmvorbelastung und Vollsperrung der 

Bahnstrecke; graue Gebäude: keine Überschreitung des IRW*; 

hellrote Gebäude: Überschreitung des IRW (AVV), aber 

Einhaltung des IRW*; dunkelrote Gebäude: Überschreitung 

des IRW* (gelbe Kreise);  Pegelangaben in dB(A) 

Aus dem Vergleich der beiden Szenarien ergibt sich, dass in 

diesem Beispiel der Schienenverkehr der Hauptlärm-

verursacher der Vorbelastung ist. 

Zusammenfassung 

Bei der Durchführung von Baumaßnahmen werden die 

Immissionsrichtwerte der AVV Baulärm besonders im 

innerstädtischen Bereich in der Regel weiträumig 

überschritten. 

Emissionsquellen des Schienen-, Straßen- oder Flugverkehrs 

sowie von gewerblichen Einrichtungen verursachen häufig 

Schallimmissionen, welche die Immissionsrichtwerte der 

AVV Baulärm ebenfalls deutlich überschreiten. Durch eine 

Untersuchung der Lärmvorbelastung kann der durch 

Baulärm entstehende Interessenskonflikt aus einem weiteren 

Blickwinkel betrachtet werden. Wie in diesem Beitrag 

dargelegt wird, ist es möglich den Immissionsrichtwert der 

AVV Baulärm zu erhöhen, ohne das eine zusätzliche 

Verschärfung der Lärmsituation eintritt.  

Die Erhöhung des Immissionsrichtwertes führt nicht zu einer 

Reduzierung der baubedingten Schallimmissionen. 

Besonders in nahen zur Baumaßnahme  gelegenen Gebäuden 

wird der Baulärm weiterhin als störend und 

qualitätseinschränkend empfunden werden. Die Praxis zeigt 

aber auch, dass von Anwohnern in weit entfernten zur 

Baumaßnahme gelegenen Gebäuden in der Regel kaum 

Beschwerden zum Baulärm herangetragen werden, da 

andere Geräuschquellen im Vordergrund der 

Aufmerksamkeit des Anwohners stehen. Durch einen 

aufgrund von Lärmvorbelastung erhöhten 

Immissionsrichtwert kann diesem Gedankengang auch 

fachlich Rechnung getragen werden.  

Diese neue Sichtweise auf die Baulärmthematik ermöglicht 

es, das Konfliktmanagement wesentlich effizienter auf die 

direkt zur Baumaßnahme lebenden Anwohner abzustimmen. 
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